
René Müller
Gemeindepräsident Lenk (BE)

Lösungsansätze für Angestelltenwohnungen in 
Tourismusgemeinden

Fallbeispiel Lenk
Die Gemeine Lenk ergreift die Initiative und fördert den 

Dialog unter allen betroffenen Akteuren
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3400 Wohnungen
69 % Zweitwohnungen

10‘000 Fremdenbetten 
9000 Parahotellerie

(Reka/Kuspo)
1000 Hotellerie



0 % Le
erwohnungen



Nachfrage - Preis
Ist der Preis das Problem?

Oder das Angebot?







Was bisher geschah
o Gemeindeeigenes Bauland für Einheimische
o Umnutzung von Bäuertschulhäusern in Wohnraum
o Gemeindeeigenes Bauland für Hotellerie

60 Angestelltenwohnungen

30 Wohnungen für Einheimische



Nachfrage nach Wohnraum
Zweitwohnungen

• Nachfrage gross, Preise gestiegen (auch künftig)

Erstwohnungen

• Druck auf Erstwohnungen steigt

• Nachfrage für alle Wohnungsgrössen gross

• Erwerbstätige wollen am Arbeitsort wohnen

• Ältere Personen wollen ins Dorfzentrum ziehen 



Bedarf Angestelltenwohnungen

Jahreszeitlich unterschiedlicher Bedarf

• Winter 140-170 Wohnungen / Zimmer
Bergbahnen, Skischule, Gastronomie

• Sommer ca. 100
Baugewerbe

Wohnungsgrössen

70 – 80 % Studios und Kleinwohnungen



Herausforderungen
Grundsätzlich 
Saisonal kurzfristig mietbare Wohnungen

Zukunft
Zunahme der Nachfrage (Ressort Bergbahn, Reka)
Zusätzlicher Bedarf 50 Wohneinheiten (kurzfristig)

Baulandbedarf
Laut Kapazitätsberechnung keine Einzonung möglich



Situation Lenk
Wohnbaulandbedarf aus 
regionaler und kantonaler 
Sicht 5.7 ha

Unüberbaute Bauzone im 
bestehenden Zonenplan
6.5 ha

Bauzone in der öffentlichen 
Hand
0.16 ha
Potenzial für innere 
Erneuerung und Verdichtung 
im Dorfkern ca. 9.7 ha
Die Gemeinde Lenk kann 
demzufolge kein weiteres 
Wohnbauland einzonen.



Workshop
Teilnehmende 
BAL, LST, Lenk Sport & Events, Hotelierverein, 
Gewerbeverein, Detaillisten, Gemeinde, SAB, gutundgut

Ergebnis
«Haus der Angestellten» GEMEINSAM realisieren

Politischer Handlungsbedarf
Raumplanungsgesetz
Zweitwohnungsgesetz
Kanton Bern / Gemeinde muss Wohnraumstrategie 
entwickeln





Projektstand
1. Ausschuss eingesetzt / Projektmanagement

Gemeinde / BAL / Hotelierverein

2.  Gespräch mit Landeigentümern

3. Sitzung Projektmanagement

4. Zweite Bedarfsanalyse inkl. Investitionswille

5. Projektübergabe an Leistungsträger (Trägerschaft)

Gemeinde initiiert und unterstützt,
ist aber nicht im Lead des Projekts.





Herzlichen Dank
für

die Aufmerksamkeit


